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Drudksache 1258 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung 

- Drucksachen 68, m 68, 1128, 1191 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Arndgen 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 65. Sitzung am 28. Januar 
1955 beschlossene Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegs- 
opferversorgung — Drucksachen 68, zu 68, 1128 — wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsaussdiuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 11. März 1955 

Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Arndgen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über das Verwaltungs verfahren 
der Kriegsopferversorgung 


1 . § 2 letzter Satz 

§ 2 letzter Satz wird gestridien. 

2r§ 3 Abs. 1, 2 und 5, § 4 und § 28 Abs. 3 

In § 3 Abs. 1, 2 und 5, § 4 und ^ 28 Abs. 3 
werden die Worte „nidit nur vorüberge- 
hende(n) Aufenthalt(es)“ ersetzt durdi die 
Worte „gewöhnliche(nXr) Aufenthalt(es)”. 

3. § 31 Abs. 2 Satz 2 

In § 31 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Bun- 
desversorgungstarif" ersetzt durch die 
Worte „ärztlichen und zahnärztlidien 
Bundestarif für das Versorgungswesen". 

4. § 40 

In § 40 wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Auf Antrag des Bereditigten ist ein 
neuer Bescheid zu erteilen, wenn das Bun- 
dessozialgeridit in einer Entscheidung von 
grundsätzlidier Bedeutung nachträglidi 
eine andere Rechtsauffassung vertritt als 
der früheren Entscheidung zugrunde ge- 
legen hat." 


5. § 42 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 3 

§ 42 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 3 werden ge- 
strichen. 

6. § 45 Abs. 2 

§ 45 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Wer unbefugt offenbart, was ihm 
durch seine dienstliche Tätigkeit bei der 
Verwaltungsbehörde über die gesundheit- 
lichen, die wirtschaftlichen oder die Fa- 
milienverhältnisse eines Beteiligten, in 
Hinterbliebenenangelegenheiten auch des 
Verstorbenen, bekannt geworden ist, wird, 
soweit nicht nach den allgemeinen Strafge- 
setzen eine härtere Strafe verwirkt ist, mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit 
Geldstrafe bestraft. Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag des Versorgungsberechtig- 
ten oder der Dienstaufsichtsbehörde ein." 

7. § 47 

§ 47 wird gestrichen. 
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